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zum mitnehmen

�� Die Hochschullandschaft in den usA ist vielfältiger als in Deutschland: Neben promotionsberechtigten univer-
sitäten gibt es Hochschulen, die einen bachelor oder master verleihen können, an denen man den associate’s 
degree erwirbt sowie einrichtungen mit besonderem schwerpunkt und Hochschulen für indianische ureinwohner 
(tribal colleges). Insgesamt gibt es über 4.000 Hochschulen mit fast 20 millionen studierenden. 

�� Wie in Deutschland gibt es auch in den usA eine föderale zuständigkeit im akademischen bildungsbereich. 
zuständig sind vor allem die bundesstaaten. Öffentliche Hochschulen in den usA sind wesentlich stärker 
von privater Finanzierung abhängig als in Deutschland.

�� In den USA haben die Hochschulleitungen im Laufe der Zeit zunehmend an Einfluss gewonnen. Dadurch 
wurden die Hochschulsenate geschwächt. Die Aufsichtsgremien in den usA (boards of trustees), die gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Interessen vertreten, haben mehr Einfluss als deutsche Hochschulräte.

Liudvika Leisyte 
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einführung

Die steuerung der staatlichen Hochschulen in den usA war in den vergangenen 
Jahrzehnten starken Veränderungen unterworfen. Trotz des grundsätzlichen Trends 
zu größerer Autonomie und Rechenschaftspflicht ist der Wandel der inneren Leitungs-
strukturen vielgestaltig, vor allem auch aufgrund der größe und Komplexität des 
tertiären bildungssystems.

Das us-Hochschulsystem wurde seit den 1970er Jahren stufenweise ausgebaut. Die 
studierendenzahlen nahmen zwischen 2000 und 2008 um 25 Prozent zu, die zahl 
der Vollzeitstudierenden wuchs von 2000 bis 2010 um 45 Prozent, und die einschrei-
bungen für graduiertenstudiengänge stiegen im zeitraum von 1996 bis 2007 um 
33 Prozent (Ies 2011). Im Jahre 2015 gab es im amerikanischen Hochschulsystem 
fast 20 millionen studierende; bis 2023 werden es 22 millionen sein.1

Diese studie befasst sich mit dem Wandel der internen steuerung und Organisation 
von Hochschulen in den usA. Der schwerpunkt liegt dabei auf Veränderungen in den 
Strukturen der Entscheidungsfindung und auf den Implikationen, die sich daraus für 
die Hochschulautonomie ergeben. Vor allem die komplexe Dynamik zwischen der 
Autonomie öffentlicher Hochschulen in den USA und ihrer Rechenschaftspflicht und 
Verantwortlichkeit nach außen wird hierbei beleuchtet.

zu beginn werden die verschiedenen Arten öffentlicher Hochschulen in den usA 
vorgestellt. Darauf folgt eine Darstellung des Föderalismus im us-Hochschulwesen, 
mit dem wichtige Konsequenzen für die governance von Hochschulen verknüpft 
sind. Dann werden interne entscheidungsinstanzen us-amerikanischer universitäten 
und der Wandel, der sich im Hinblick auf sie vollzieht, vorgestellt. Dies bildet die 
grundlage für die erörterung der Veränderungen im Hinblick auf die grundsätzliche 
eigenständigkeit der us-Hochschulen und fördert das Verständnis ihrer Implikationen 
für die akademische Arbeit. Am schluss werden empfehlungen gegeben, die sich 
aus dem beobachteten Wandel gewinnen lassen.

Arten öffentlicher universitäten in den usA

Im studienjahr 2014/15 gab es in den usA insgesamt über 4.207 anerkannte Hoch-
schulen und universitäten, darunter 1.583 öffentliche einrichtungen, von denen 664 
einen vierjährigen bachelor-studiengang anbieten (NCes, National Center for education 
statistics, 2016). Nach den neuesten Daten des NCes von 2013/14 und der Carnegie 
Classification von 2015 sind 334 Einrichtungen berechtigt, einen Doktorgrad zu ver-
leihen (196 öffentliche, 122 private und 16 gewinnorientierte Hochschulen). unter 
den 334 promotionsberechtigten Hochschulen haben 115 die höchste einstufung im 
Forschungsranking (81 staatliche und 34 private universitäten). zusätzlich zu den 
promotionsberechtigten gibt es 763 Hochschulen und universitäten, die masterstudien-
gänge anbieten (273 staatliche, 426 private und 64 gewinnorientierte). Darüber hinaus 
gibt es 910 community colleges, also öffentliche einrichtungen, die einen berufsab-
schluss namens associate‘s degree vergeben (CCIHe 2016).2

Nach dem System der Carnegie Classification von 2010, das auf den Kernmerkmalen 
der Hochschulen wie studierendenzahl, angebotene studienabschlüsse und größe 
basiert, besteht die us-Hochschullandschaft aus folgenden Arten von einrichtungen: 
(1) promotionsberechtigte universitäten, (2) universitäten und Hochschulen, die einen 
master verleihen können, (3) Hochschulen, die den akademischen grad bachelor 
(baccalaureate) verleihen, (4) Hochschulen, an denen man den associate’s degree 
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erwirbt sowie (5) einrichtungen mit besonderem schwerpunkt und (6) Hochschulen 
für indianische ureinwohner (tribal colleges) (Cragg & Henderson 2013, s. 9).

Der bereich der tertiären bildung ist im vergangenen Jahrzehnt systematisch gewach-
sen. Derzeit gibt es in den usA über 4.000 bildungseinrichtungen im Hochschulbereich 
mit fast 20 millionen studenten. Davon sind rund 40 Prozent einrichtungen, die staat-
lich anerkannte Abschlüsse anbieten. Auf sie entfallen drei Viertel der studenten (ca. 
15 millionen) (Cragg & Henderson 2013, s. 6). Das nationale statistikbüro der usA 
definiert eine öffentliche Hochschule als eine „Bildungsinstitution, deren Programme 
und Tätigkeiten von öffentlich gewählten oder ernannten Verantwortlichen durchge-
führt werden und die vorwiegend durch öffentliche gelder unterhalten wird” (IPeDs). 
Hierzu zählen einrichtungen auf allen ebenen, von den zweijährigen community 
colleges bis hin zu promotionsberechtigten Forschungsuniversitäten. Im Jahre 2008 
waren rund 60 Prozent der öffentlichen einrichtungen, die staatlich anerkannte 
Abschlüsse anbieten, Hochschulen mit einer zweijährigen Ausbildung (NCes 2009).

Von den promotionsberechtigten Forschungsuniversitäten sind die meisten staatlich 
(Carnegie Classification von 2015). Sie erhalten die meisten öffentlichen Mittel und 
sind führend in der Forschung. Die universitäten im mittelfeld sind weniger aktiv in 
der Forschung und erhalten weniger Forschungsmittel. einrichtungen mit vier- bzw. 
zweijähriger Ausbildung legen den schwerpunkt auf die lehre, wobei an den ange-
seheneren vierjährigen einrichtungen auch Forschung durchgeführt werden kann 
(leisyte & enders 2013).

Bei den promotionsberechtigten Hochschulen werden nach der Carnegie Classification 
von 2010 drei Kategorien unterschieden: Forschungsuniversitäten mit sehr umfang-
reicher Forschungstätigkeit (Research universities With Very High Research Activities – 
Ru/VH); Forschungsuniversitäten mit umfangreicher Forschungstätigkeit (Research 
universities With High Research Activity – Ru/H) und Promotions- und Forschungs-
universitäten (Doctoral/Research universities – DRu). Die bestimmung der Forschungs-
intensität erfolgte anhand einer Reihe von Input- und Outputindikatoren wie den 
Aufwendungen für Forschung und entwicklung in Wissenschaft und Technik, dem 
umfang des Personals in dieser sparte sowie der Anzahl der Doktortitel in verschie-
denen bereichen (Cragg & Henderson 2013, s. 12). Diese einordnung wurde 2015 
aktualisiert, die Kategorien für forschungsorientierte universitäten wurden jedoch 
nicht wesentlich verändert (CCIHe 2016).

Föderalismus und Hochschulgovernance in den Vereinigten staaten

In den usA liegt die zuständigkeit für die Hochschulbildung bei den einzelnen bundes-
staaten, auch wenn ein Teil der mittelvergabe, wie Forschungs- und Wissenschafts-
förderung und studienkredite, bundeseinheitlich geregelt ist. Traditionsgemäß sind 
die strukturen und die jeweilige beziehung zwischen Regierungsorganen und Hoch-
schulen in jedem bundesstaat anders ausgeprägt. Die unterschiede spiegeln die jeweils 
verschiedenen staatlichen strukturen und politischen Kulturen sowie unterschiedliche 
historische Voraussetzungen wider. Die meisten staaten haben ein gremium (z. b. eine 
Hochschulkommission) geschaffen, in dessen zuständigkeit die Hochschulpolitik in dem 
betreffenden bundesstaat fällt (mcguinness 2005, s. 207). Wie in leisyte & Dee 
(2012) erörtert, hat die „Massifizierung“ der Hochschulbildung aufgrund der zuneh-
menden zahl von Immatrikulationen viele staaten dazu veranlasst, gemeinsame Auf-
sichtsgremien oder staatliche Koordinierungsstellen zu schaffen. 
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Die entscheidenden unterschiede zwischen den bundesstaaten liegen in den befugnis-
sen und Verantwortlichkeiten der staatlichen Hochschulgremien (etwa der Kommissio-
nen oder der staatlichen Ausschüsse) bei der budgetkontrolle, der Prüfung von akade-
mischen Lehrplänen und der Rechenschaftspflicht gegenüber staatlichen Institutionen 
sowie in dem umfang, in dem diese gremien direkt an der Hochschulleitung beteiligt 
sind (mcguinness 2005, s. 207). manche der gremien sind nur für eine Hochschule 
zuständig, während andere mehrere Hochschulen koordinieren (ebd., s. 208). Die 
gremien an öffentlichen Hochschulen lassen sich drei Haupttypen zuordnen:

1. Aufsichtsgremien mit direkter Verantwortung für Hochschulen. Diese kann die 
strategische Planung, die Verteilung der mittel an einrichtungen in ihrem zuständig-
keitsbereich, die entwicklung von Richtlinien für die Hochschule und die Fakultäten, 
die Ämtervergabe sowie Partnerschaften zwischen Hochschulen und die zusam-
menarbeit mit dem Parlament und der Regierung des jeweiligen staates umfassen.

2. Koordinierende gremien mit dem Auftrag der Abstimmung zwischen den Hoch-
schulen. sie haben vor allem die bedürfnisse und Prioritäten des bundesstaats und 
des tertiären bildungssystems im blick und nicht die der einzelnen einrichtungen. 
sie erstellen Planungen sowohl für öffentliche als auch für private Hochschulen.

3. Planungs-, Regulierungs- und/oder Dienstleistungsbehörden, die eine begrenzte 
steuerungs- und keine koordinierende Funktion haben. sie nehmen Regulierungs- 
und Dienstleistungsaufgaben wahr (mcguinness 2002, 2003, zit. bei Carpenter-
Hubin & snover 2013, s. 30).

In den letzten Jahrzehnten hat sich die Hochschulgovernance in den usA deutlich in 
Richtung größerer Hochschulautonomie sowie stärker leistungsbasierter systeme 
entwickelt. so schaffte z. b. 2011 der kalifornische gouverneur brown die California 
Postsecondary education Commission (CPeC), ein Koordinationsgremium des bundes-
staats für das Hochschulwesen, aus Budgetgründen ab. Die Auflösung der Behörde 
warf die Frage auf, wie die drei Hochschulsysteme des staates aufeinander abge-
stimmt und der zugang zu den Daten über studierende an den Colleges des staats 
geregelt werden sollte (CPeC 2011; Kelderman 2011; Keller 2011). In Wisconsin 
plante gouverneur Walker im Jahr 2011, den Campus madison, der als Vorzeige-
projekt gilt, aus dem Verbund der university of Wisconsin auszugliedern und ihm 
als Ausgleich für einen Abbau staatlicher zuwendungen mehr eigenständigkeit zu 
verleihen. Der gesetzgeber des bundesstaats Wisconsin genehmigte den Plan 
jedoch nicht und setzte stattdessen eine Arbeitsgruppe ein, um den Aufbau der 
university of Wisconsin zu untersuchen (stripling 2011). Der staat kann somit über 
staatliche Hochschulgremien direkten Einfluss auf Hochschulen ausüben, wobei sich 
die Intensität der Kontrolle und der grad der eigenständigkeit der einrichtungen von 
staat zu staat unterscheiden.

Neben der staatlichen steuerung und Koordination ist die Vergabe von mitteln für For-
schung und lehre ein wichtiges Instrument der Hochschulsteuerung. Die lehre und 
Forschung an Hochschulen in den usA wird sowohl von nationalen als auch von bun-
desstaatlichen Behörden finanziert. Auf die Lehre ausgerichtete Hochschulen (wie Col-
leges) werden vom jeweiligen Bundesstaat finanziert, während Forschungsaktivitäten 
normalerweise auf Wettbewerbsbasis von nationalen Förderorganisationen unter-
stützt werden. staatliche unterstützung für Forschungsaktivitäten kann auch über 
eine Reihe von Förderprogrammen eingeworben werden, und in mehreren staaten 
ist eine leistungsbasierte mittelvergabe üblich geworden. laut AAsCu3 (2010) und 
Kelderman (2012) haben etwa 17 staaten leistungsabhängige Fördersysteme einge-
führt, um dem Rückgang der staatlichen Finanzierung und dem zunehmenden Druck 
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zur leistungssteigerung gerecht zu werden. In solchen systemen werden einrich-
tungen auf basis von leistungsindikatoren, wie der erfüllung von zeitvorgaben bei 
Semesterwochenstunden oder der Zahl der dort erworbenen Abschlüsse, finanziert.

einige der großen öffentlichen Forschungsuniversitäten beziehen weniger als 10 
Prozent ihrer mittel vom staat (leisyte & Dee 2012). Dabei ist zu beobachten, dass 
die Verringerung des relativen Anteils staatlicher Förderung zu Veränderungen in 
den leitungsrelevanten beziehungen zwischen staaten und universitäten geführt 
hat. generell wurde den öffentlichen universitäten zwar mehr Autonomie verliehen, 
oftmals jedoch im gegenzug für die erfüllung neuer Vorgaben im zuge einer zuneh-
menden Rechenschaftspflicht. So stellte McLendon (2003) beispielsweise fest, dass 
zwischen 1985 und 2002 durch die Regierungen der bundesstaaten über 120 maß-
nahmen zur Modifikation der Leitungsstrukturen im öffentlichen tertiären Bildungs-
system erwogen wurden und dass das beherrschende Thema dieser Initiativen die 
Dezentralisierung war (zit. bei leisyte & Dee 2012). zu diesen maßnahmen gehören 
auch staatliche Bemühungen, die Rechenschaftspflicht der Hochschulen gegenüber 
studierenden und steuerzahlern zu sichern, sowie die beurteilung der Qualität 
von universitäten durch Dritte, die sich vor allem durch den einsatz diverser Ad-hoc-
universitätsrankings manifestiert (bastedo & bowman 2011).

gleichzeitig hängt das us-system der tertiären bildung stark von einnahmen aus pri-
vaten Quellen – etwa studiengebühren oder spenden (wie zuwendungen von Alumni, 
privaten stiftungen und aus der Wirtschaft) ab. Je mehr einnahmen eine Hochschule 
über andere Quellen als den staat generiert, desto unabhängiger ist sie von staatlicher 
Aufsicht (leisyte & enders 2013). In einem von Rankings und Wettbewerb geprägtem 
Umfeld sind nationale Mittel zur Forschungsfinanzierung von zentraler Bedeutung 
(slaughter & Cantwell 2012; leisyte & Dee 2012). Das heißt, dass nationale For-
schungsmittel von Institutionen wie der NsF (National science Foundation), den NIH 
(National Institutes of Health) und der DARPA (Defense Advanced Research Projects 
Agency), die an einzelne Mitglieder des Lehrkörpers fließen, immer mehr symbolische 
und finanzielle Bedeutung für die Hochschulen gewonnen haben.

Nicht zuletzt muss bei einer erörterung der steuerung und Organisation öffentlicher 
universitäten in den usA auch die Wissenschaftspolitik berücksichtigt werden, da 
ein beträchtlicher Teil der Forschungsleistung in den usA an Forschungsuniversitäten 
erfolgt. 

seit den frühen 1980er Jahren beschränkt sich die us-Regierung nicht mehr auf eine 
grundlegende Finanzierung der Forschung, sondern ist dazu übergegangen, spezifische 
ziele im Hinblick auf die wirtschaftliche entwicklung zu verfolgen (geiger & sá 2005). 
Dieser Wandel in der amerikanischen Wissenschaftspolitik führte dazu, dass nationale 
Forschungsprogramme auf Partnerschaften mit der Wirtschaft ausgerichtet und spezi-
fische Arten der Zusammenarbeit gefördert wurden. Die US-Wissenschaftsbehörde NSF 
etwa legt bei vielen ihrer größeren Förderprogramme Wert auf die zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft (geiger 2006). ein bei leisyte & Dee (2012) genanntes beispiel zeigt, 
wie die NsF Forschungszentren fördert, die von Partnern aus der Industrie und dem 
universitätsbereich kooperativ betrieben und anteilig von der NsF und der Wirtschaft 
finanziert werden. 2011 waren an US-Universitäten 44 NSF-finanzierte Zentren tätig 
(NsF 2011), und die universitäten haben sie als Teil ihrer unternehmerischen Aktivi-
täten begrüßt (leisyte & Dee 2012). solche Instrumente zur generierung von For-
schungsprogrammen sind für Forschungsuniversitäten zunehmend wichtig geworden, 
weil sie sowohl Prestige- als auch Innovationsindikatoren geworden sind. zugleich 
haben über diese Projekte und Zentren generierte Einnahmen zur Diversifizierung 
der Finanzierungsquellen geführt.
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entscheidungsstrukturen an öffentlichen Hochschulen

Die öffentlichen Hochschulen weisen im Hinblick auf die strukturen der entschei-
dungsfindung beträchtliche Unterschiede zueinander auf. Allgemein umfassen diese 
strukturen die wissenschaftliche, die administrative und die studentische leitung. 
Nahezu alle öffentlichen Hochschulen haben Aufsichtsgremien sowie folgende aka-
demische Führungsrollen: Präsidenten bzw. Rektoren (president), Prorektoren 
(provost), Dekane (dean), Instituts- bzw. Fachbereichsleiter (department chair) 
sowie die leiter weiterer wissenschaftlicher einrichtungen. Viele einrichtungen wenden 
das modell einer gemeinsamen steuerung durch Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler auf der einen und der universitätsleitung auf der anderen seite – vertreten 
durch die Aufsichtsgremien und die geschäftsleitung – an. Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler sind sowohl auf Organisations- als auch auf Fakultäts- und Fachbe-
reichsebene mit Verwaltungsaufgaben betraut. Wichtige Ämter wie Rektor, Prorektor, 
Dekan und Fachbereichsleiter werden mit wissenschaftlichem Personal besetzt. bei 
Dekanen und Fachbereichsleitern sind diese Ämter zeitlich begrenzt, und die betref-
fenden kehren oft in ihren Fachbereich zurück, um sich ihrer lehre und Forschung 
zu widmen. Im Folgenden werden die oben genannten schlüsselpositionen und ihre 
Funktionen kurz beschrieben.

1. Die Funktion der Aufsichtsgremien besteht darin, außeruniversitäre Interessen in 
der steuerung von Hochschulen zu vertreten. Ihnen obliegt die Aufsicht über die 
strategische Ausrichtung der Hochschule, die Festsetzung der bezüge des Rektors 
sowie maßnahmen zur Organisationsentwicklung (Carpenter-Hubin & snover 
2013, s. 31). Die Aufsichtsgremien besitzen die befugnis, die Rektoren zu ernen-
nen, deren leistung zu bewerten und sie bei unzureichender leistung auch zu 
entlassen. sie können verschiedene bezeichnungen wie board of trustees, cor-
poration board oder board of overseers haben. In den Aufsichtsgremien können 
politische mandatsträger wie gouverneure vertreten sein, wobei die meisten 
gouverneure zwar die mitglieder der gremien ernennen, aber nicht selbst in die-
sen mitwirken. Je nach Ausrichtung der Hochschule können in Aufsichtsgremien 
Alumni, die lokale zivilgesellschaft, die Wirtschaft oder verschiedene wissen-
schaftliche Disziplinen vertreten sein (ebd., s. 28).

2. Der Präsident bzw. Rektor ist das öffentliche gesicht einer Hochschule und 
interagiert mit studierenden, eltern, Alumni, dem Aufsichtsrat, wissenschaft-
lichem sowie administrativem Personal, den medien, dem gesetzgeber und den 
geldgebern. Der Rektor ist im Hinblick auf das erreichen der ziele der Hoch-
schule in Übereinstimmung mit ihren Werten gegenüber dem Aufsichtsgremium 
rechenschaftspflichtig (ebd., S. 32).

3. In der Hierarchie der universitätsleitung unter dem Rektor stehend, fungieren die 
Prorektoren als leitende akademische Amtsträger und führen gemeinhin den Titel 
eines Prorektoren für akademische Angelegenheiten (Vice President for Academic 
Affairs) (ebd., s. 34). Die Autorität, die den Prorektoren zukommt, variiert je nach 
dem grad der zentralisierung bzw. Dezentralisierung in der akademischen struktur 
der jeweiligen Hochschule. An manchen universitäten liegt die akademische ent-
scheidungsgewalt beim Dekan, und der Prorektor spielt eine koordinierende Rolle. 
Häufiger aber berichten die Dekane an den Prorektor. Dieser stellt sicher, dass die 
mittelverteilung an die Abteilungen im einklang mit den zielen der Hochschule 
erfolgt, dass die studierenden eine fundierte Ausbildung erhalten und in die strate-
gische Planung der Hochschule eingebunden sind und dass die stellenvergabe beim 
lehrpersonal, Amtszeiten und beförderungen sowie die Vergütung fair sind (ebd.). 
Die große Herausforderung für die Prorektoren liegt darin, Innovation und 
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Kreativität zu sichern und zugleich zu gewährleisten, dass die Hochschule „im 
Rahmen ihrer Verhältnisse lebt“ (Carpenter-Hubin & Snover 2013, S. 34).

4. Dekane leiten für gewöhnlich eine Fakultät oder ein College, die bzw. das aus 
wissenschaftlichen Fachbereichen oder Instituten besteht. sie nehmen eine lei-
tungsfunktion bei der unterstützung von lehre und Forschung an der einrichtung 
wahr. sie agieren hauptsächlich als akademische Führungskräfte (ebd., s. 35). 
Normalerweise haben sie die Aufsicht über die lehraktivitäten und Curricula 
innerhalb ihrer bereiche und sind für die studien- und Jobberatung zuständig. 
sie entscheiden darüber, welcher Fachbereich wie viel wissenschaftliches Perso-
nal einstellen darf. sie prüfen beförderungs- und einstellungsverfahren von Per-
sonal an ihrer Fakultät oder ihrem College. zudem obliegt ihnen die Aufgabe, 
die akademische gemeinschaft zu stärken und die zusammenarbeit zwischen 
lehrenden und Forschenden zu fördern (ebd.).

5. Im gegensatz zum deutschen lehrstuhlsystem ist das Hochschulwesen in den 
usA nach Fachbereichen bzw. Instituten (departments) gegliedert. Abteilungs-
bezogene lehrstühle sind für das amerikanische system kennzeichnend. Jede 
Abteilung hat normalerweise mehrere Professoren, außerordentliche Professoren 
(associate professors) und Assistenzprofessoren unter ihren mitarbeitern. Die 
Fachbereiche bzw. Institute sind verantwortlich für lehre, Forschung und Wissen-
schaftskommunikation (public outreach). Die Position des Fachbereichs- bzw. 
Institutsleiters wird normalerweise von den Dekanen in Absprache mit den mit-
arbeitern der Abteilung vergeben. Ihre Inhaber sind für eine vereinbarte Anzahl 
von Jahren im Amt (ebd., s. 35f.) und sind sowohl gegenüber dem Dekan als 
auch dem Fachbereich bzw. Institut rechenschaftspflichtig dafür, dass der Ein-
satz der Ressourcen bestmöglich den zielen ihrer Abteilung dient. Da es sich 
bei den Fachbereichs- bzw. Institutsleitern um Kollegen handelt, die später in 
Lehre und Forschung zurückkehren, ist eine Konsensfindung bei Entscheidun-
gen ein Kernelement ihrer Aufgabe (ebd., s. 36).

Die administrative Führungsspitze öffentlicher Hochschulen ist ebenfalls sehr vielge-
staltig. Dabei stehen an der leitungsspitze normalerweise einige für verschiedene 
bereiche verantwortliche Prorektoren. Die meisten Hochschulen einschließlich der 
community colleges haben einen Prorektor für Forschung. An Forschungsuniversitä-
ten kann dieses Amt mit dem des Dekans der graduiertenschule verknüpft sein. 
Die Aufgaben dieses Amts hängen von umfang und Intensität der Forschungstätig-
keit an der Hochschule ab. Typischerweise umfasst der zuständigkeitsbereich die 
beziehungen zu staatlichen stellen, die sicherung rechtskonformen Verhaltens, die 
Vermeidung von Interessenkonflikten, den Ausgleich indirekter Kosten sowie den 
Technologietransfer. Die leistung eines Prorektors für Forschung bemisst sich für 
gewöhnlich am erfolg der einrichtung, extern geförderte Forschungsmittel einzu-
werben und zu halten sowie für einen reibungslosen Ablauf der Forschungstätigkeit 
zu sorgen (ebd., s. 41). Des Weiteren haben viele einrichtungen einen Prorektor für 
das Personalwesen. ein hohes Amt, das dem eines Prorektors gleichsteht, ist das 
des Leiters der Informationstechnik (CIO, Chief Information Officer). Zusätzlich 
werden ein oder mehrere Prorektoren für Verwaltungs- und Finanzangelegenhei-
ten sowie für weitere geschäftsfelder ernannt. Darüber hinaus haben Prorektoren 
in der Verwaltungsspitze schlüsselpositionen für Kommunikation, die beziehungen 
zu staatlichen stellen sowie für Organisationsentwicklung und Rechtsfragen inne 
(ebd., s. 40).

Hochschulen müssen eine balance zwischen der umsetzung von Vorgaben externer 
Akteure (wie der Regierung des bundesstaates, des Aufsichtsgremiums und staatlicher 
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Akkreditierungsstellen) einerseits und der internen steuerung andererseits, die auf 
dem Konzept der gemeinsamen Leitung fußt, finden. Partizipatorische Governance-
modelle sind bei öffentlichen Hochschulen weit verbreitet. Die operative Arbeit an 
den Hochschulen wird durch eine zentrale Verwaltung gewährleistet, die in gegen-
seitigem Austausch und im einvernehmen mit wissenschaftlichem und sonstigem 
Personal sowie der studierendenschaft handelt (melear 2013, s. 50). eine gegen-
seitige Kontrolle im system wird durch die Arbeit verschiedener Ausschüsse, bera-
tungsgremien, Arbeitsgruppen und sonstiger gremien gesichert. An öffentlichen 
Hochschulen wird dies vor allem vonseiten der Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler als unverzichtbares element des guten Funktionierens einer Hochschule 
geschätzt (ebd., s. 51). Während Prinzipien der gemeinsamen Verantwortung und 
Steuerung einerseits langwierige und verhandlungsintensive Entscheidungsfindungs-
prozesse mit sich bringen, gelten sie andererseits als eine Voraussetzung für eine 
gut funktionierende Organisation öffentlicher Hochschulen in den usA.

Das wichtigste Organ im Hinblick auf partizipatorische steuerung ist der akademische 
senat. er besteht aus den Professoren und ist das wichtigste gremium, das für aka-
demische belange zuständig ist. Hinsichtlich administrativer Angelegenheiten teilt 
er sich die Verantwortung bei der Entscheidungsfindung mit der Hochschulleitung. 
Die American Association of university Professors (AAuP) betonte 1966 die stellung 
der akademischen senate, indem sie einen Primat des wissenschaftlichen Personals 
bei entscheidungen zu lehrplänen sowie seine einbindung in interne Verwaltungs-
angelegenheiten forderte (melear 2013, s. 51). Die macht der senate und ihr ein-
fluss auf universitäre Entscheidungsprozesse wuchsen in den 1970er Jahren (Kezar 
& eckel 2004). In den letzten Jahrzehnten wurde ihre macht in Verwaltungsfragen 
jedoch beschnitten, und sie üben nun hauptsächlich beratende Funktionen aus. 
grund hierfür war vor allem ihr fehlendes Verständnis für budgetfragen und ihr auf 
interne strukturen und Prozesse zurückzuführendes unvermögen, den Anforderun-
gen kurzer Reaktionszeiten für Rückmeldungen an bundesstaatliche stellen gerecht 
zu werden (birnbaum 1989; sufka 2009; melear 2013, s. 52). Die veränderte stel-
lung des akademischen senats beruht auch auf wirtschaftlichen zwängen und bun-
desstaatlichen Vorgaben zur Rechenschaftspflicht. Ein weiterer Einflussfaktor waren 
wachsende Ansprüche seitens verschiedener externer geldgeber (melear, ebd.).

Aufgrund der geringen Zahl von Untersuchungen über den Einfluss der akademi-
schen Senate in der universitären Entscheidungsfindung (Kezar & Eckel 2004) fällt 
es schwer, allgemeine, den gesamten Hochschulsektor umfassende Aussagen über 
ihre Rolle zu treffen. Die vorhandene literatur hebt jedoch die ambivalente Natur 
der akademischen senate hervor. minor (2004) unterscheidet vier Arten von akade-
mischen Senaten in den Vereinigten Staaten: funktionale, einflussnehmende, zere-
monielle und „an den Rand gedrängte“ (subverted).

Der erste Typus umfasst akademische senate, die auf traditionelle Weise gewählt 
werden. sie vertreten die Interessen des wissenschaftlichen Personals bei akademi-
schen entscheidungen, sind in verschiedenen Ausschüssen organisiert und von einem 
Fachbereichsleiter oder dem Rektor geleitet. beschlüsse werden bei diesem Typus 
durch beratende Entscheidungsfindung und formelle Abstimmungsverfahren getroffen.

Der zweite Typus existiert in Form einflussnehmender Senate. Sie leisten einen bedeut-
samen Beitrag zur gemeinsamen Steuerung der Hochschule. Einflussnehmende Räte 
befassen sich nicht nur mit curricularen Angelegenheiten, sondern leisten auch einen 
bedeutenden beitrag in bezug auf entscheidungen, die die Hochschule als ganzes 
betreffen. sie verfügen über entscheidungsmacht und werden von der Verwaltung 
als legitimes und handlungsstarkes Steuerungsorgan angesehen. Sie finden sich 
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für gewöhnlich an Hochschulen, an denen sich die machtverhältnisse entsprechend 
den jeweiligen umständen zwischen verschiedenen gremien verschieben.

zeremonielle senate stellen den dritten Typus im us-Hochschulwesen dar. bei ihnen 
handelt es sich um symbolische Institutionen, die sich unregelmäßig treffen und in 
begrenztem umfang zur steuerung der Hochschule beitragen. In solchen Hochschulen 
verfügen die Rektoren und die Verwaltung über umfangreiche macht, während der 
senat eine eher unauffällige Rolle im sinne von fachlichen Überprüfungsverfahren 
und Diskussionen spielt und möglichkeiten zum etablieren sozialer Kontakte bie-
tet (melear 2013, s. 53).

Ein „an den Rand gedrängter“ akademischer Senat verfügt nur begrenzt über Macht, 
da das wissenschaftliche Personal seinen Einfluss über andere Kanäle ausübt. In 
solchen Fällen nimmt die Hochschulleitung den Senat als „Störfaktor“ wahr. Die 
senate verfügen über ein geringes Niveau an legitimität. Ihren entscheidungen 
wird vonseiten der Verwaltung und Administration kein Vertrauen geschenkt (ebd.).

Veränderungen in den universitären entscheidungsstrukturen

Obgleich sie seit Jahrzehnten etabliert sind, haben sich die oben beschriebenen 
strukturen im laufe der zeit hinsichtlich der machtverteilung und ihrer stellung und 
Rolle innerhalb der internen governance von Hochschulen gewandelt. Viele Verän-
derungen sind auf einen Wandel der beziehungen zwischen den Regierungen der 
bundesstaaten, der politischen zielsetzung und den wirtschaftlichen gegebenheiten 
einzelner Hochschulen zurückzuführen.

In den vergangenen Jahrzehnten ist der staatliche Anteil der einnahmen öffentlicher 
Hochschulen zurückgegangen, und zwar von rund 43 Prozent im Jahre 1985 auf 
etwa 22 Prozent in den Jahren 2014/15 (NCes 2016). einige große öffentliche For-
schungsuniversitäten beziehen weniger als 10 Prozent ihrer einkünfte aus staatlichen 
Quellen. Der Rückgang des relativen Anteils staatlicher mittel brachte Veränderungen 
in den beziehungen zwischen bundesstaaten und Hochschulen mit sich (mclendon 
2003; morphew & eckel 2009). Öffentlichen Hochschulen wurde in der Regel mehr 
Autonomie zugesprochen, oftmals jedoch im gegenzug für neue Rechenschafts-
pflichten gegenüber dem jeweiligen Bundestaat.

Angesichts der veränderten externen Einflussfaktoren haben viele Hochschulen die 
strategien geändert, die dem operativen betrieb der Institutionen zugrunde liegen 
(zemsky, Wegner & massy 2005). Die Hochschulen versuchen zunehmend, sowohl 
ihr Prestige als auch ihre einkünfte zu maximieren. In diesem zusammenhang sollte 
die zunehmende entscheidungsmacht einzelner wissenschaftlicher Disziplinen, die 
an Forschungsuniversitäten deutlichen Einfluss auf die interne Hochschulgovernance 
nehmen, nicht unterschätzt werden. Die Autorität des Professorenkollegiums wurde 
vor allem in Fachbereichen gestärkt, die in der lage waren, neben der budgetären 
mittelzuteilung unabhängige Finanzierungsquellen zu erschließen. Als Folge der 
wachsenden macht einzelner Disziplinen verlagerte sich der schwerpunkt der ent-
scheidungsfindung im akademischen Bereich zunehmend auf die Instituts- oder 
Fachbereichsebene, welche anstelle der hochschulübergreifenden senate zum maß-
geblichen Ort akademischer Partizipation wurde. In ihrer Rolle als Vermittler zwischen 
mächtigen externen Akteuren (wie der bundesregierung und Akkreditierungsbehörden) 
und der universitären Organisation wurde außerdem die Autonomie der Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler gestärkt. 
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Während der Einfluss der akademischen Disziplinen unverändert stark ist, beginnen 
sich andere Faktoren im umfeld der Hochschule auf weitere bereiche der universitären 
Organisation auszuwirken. untersuchungen deuten darauf hin, dass die Wirtschaft 
inzwischen bei der Ausgestaltung universitärer Organisationsstrukturen eine größere 
Rolle spielen könnte als die akademische gemeinschaft (slaughter & Rhoades 2004) 
und dass universitäten strategisch gehandelt haben, indem sie neue Abteilungen 
geschaffen haben, die interne steuerungsmechanismen aufeinander abstimmen 
(leisyte & Dee 2012). mit dem zunehmenden engagement der universitäten auf 
innovativen Forschungsmärkten wurden zentren und Institute geschaffen, die gemein-
schaftliche und interdisziplinäre Forschungsansätze fördern sollen. zu diesen neuen 
Abteilungen, die Clark (1998) als „erweiterte Entwicklungsperipherie“ (expanded 
developmental periphery) bezeichnet hat, zählen Forschungszentren und Institute, 
Technologietransferstellen, büros für industrielle Forschung, gründerzentren, For-
schungsparks sowie Abteilungen für Fernunterricht. mithilfe solcher Abteilungen 
können das externe umfeld der Hochschule betreffende entscheidungen dezentral 
getroffen und somit zentralisierte, mehrstufige Entscheidungsprozesse unter Ein-
beziehung verschiedener steuerungsorgane oder Verwaltungsstellen vermieden 
werden.

geiger (2006) zeigt, dass amerikanische Forschungsuniversitäten bereits kurz nach 
Verabschiedung des bayh-Dole-gesetzes4 von 1980 mit der entwicklung besonderer 
strukturen für den Technologietransfer und die Verwertung von Forschungsergebnissen 
begannen. ein beispiel für spezialisierte unternehmerische strukturen, welche an 
Forschungsuniversitäten entwickelt wurden, um die Vermarktung ihres Wissens zu 
fördern, sind Technologietransferstellen. 

Außerdem haben Hochschulen auch Forschungszentren und Institute in bereichen 
wie der bio- oder der Nanotechnologie gegründet, die von den für die Wissen-
schaftsförderung zuständigen Bundesbehörden und von Unternehmen finanziert 
werden. An diesen zentren arbeiten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus 
der Wirtschaft und dem Hochschulbereich zusammen, und zwar jeweils aus ver-
schiedenen Disziplinen. Während Forschungseinheiten lange Teil der universitären 
Organisationsstrukturen waren, verfolgen diese neuen Institute das klare ziel der 
wirtschaftlichen Verwertung von Wissen (geiger 2004; leisyte & Dee 2012).

Diese neuen, dezentralen zentren haben den Vorteil, rascher auf sich bietende Chancen 
in ihrem umfeld reagieren zu können. Überdies können sie sich zu unabhängigen 
„Machtzentren“ entwickeln, die über bedeutenden Einfluss auf universitäre Entschei-
dungsprozesse verfügen (leisyte & Dee 2012; mallon 2006). Wenn die wirtschaftliche 
Verwertung des Wissens für eine Hochschule eine zentrale strategie im Rahmen 
ihrer bemühungen zur erschließung neuer einnahmequellen darstellt, ist es wahr-
scheinlich, dass die leiter dieser unternehmerischen einheiten entsprechenden 
Einfluss erringen. Wenn die entsprechenden unternehmerischen Einheiten außerdem 
außerhalb der universitären Verwaltungsstrukturen operieren, können ihre leiter 
herkömmliche entscheidungswege umgehen, um strategische, ihren Interessen ent-
sprechende Veränderungen zu erwirken. statt zu versuchen, mithilfe des akademischen 
senats Veränderungen zu erreichen, könnte der Direktor eines Forschungsinstituts 
die direkte unterstützung eines Prorektors oder anderer führender mitglieder der 
Hochschulverwaltung suchen. In diesem Fall würden traditionelle steuerungsorgane 
einen Teil ihrer Autorität einbüßen. Da viele neue Forschungsinstitute zu einer 
interdisziplinären Arbeitsweise neigen und daher nicht der Autorität fachbereichs-
bezogener Ausschüsse unterliegen, muss außerdem davon ausgegangen werden, 
dass der Einfluss einzelner Departments und Fachbereiche schwindet (Leisyte & Dee 
2012).
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um ihre Ressourcenbasis zu erweitern, im Rankingwettbewerb zu bestehen und gleich-
zeitig die wachsenden Komplexitäten zu beherrschen, wurden an den Forschungs-
universitäten neue Verwaltungsebenen eingeführt (bess 2006; Rhoades 1998). es 
wurden mitarbeiter der Hochschulverwaltung mit neuen Funktionen eingestellt, deren 
Aufgabe darin besteht, die Partnerschaften zwischen Hochschule und Wirtschaft zu 
fördern und zu gestalten, Onlineprogramme zu entwickeln und zu vermarkten sowie 
studienergebnisse zu messen und zu bewerten (gumport & Pusser 1995, zit. bei 
Leisyte & Dee 2012). Der Druck im Hinblick auf die Rechenschaftspflicht gegenüber 
dem Staat und die Effizienz mag zudem die Hochschulleitungen dazu ermutigt haben, 
stärker in bereiche einzugreifen, die traditionell sache der Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler waren, wie die entwicklung von studienprogrammen sowie entschei-
dungen und Regelungen bezüglich Tenure-Track und beförderungen. Die langwierig-
keit der entscheidungsprozesse stößt bei Aufsichtsratsmitgliedern und politischen 
entscheidungsträgern auf Kritik. sie haben eine Verschlankung dieser entscheidungs-
prozesse gefordert, damit die Hochschulen rascher auf sich bietende Chancen im 
externen umfeld reagieren können (Association of governing boards 1996). Andere 
beobachter optieren für die umgehung bestehender leitungsgremien und die Verlage-
rung von Kompetenzen auf von der Verwaltung ernannte Planungsgruppen (schuster, 
smith, Corak & Yamada 1994, zit. bei leisyte & Dee 2012). Des Weiteren wurden 
Veränderungen bezüglich der universitären leitungsorgane vorgenommen. eine der 
wichtigsten entwicklungen war die Reduzierung der mitgliederzahl in den Aufsichts-
gremien. so hatte etwa die Johns Hopkins university angekündigt, ihr Aufsichts-
gremium im Jahr 2015 von 65 auf 35 Personen zu verringern, und dies damit begrün-
det, dass eine zu große zahl von mitgliedern den entscheidungsprozess erschwere 
und das Gremium „belaste“ (Stripling 2012).

Die dritte bedeutsame entwicklung in der internen steuerung von Hochschulen 
besteht in den Folgen, die sich aus der wachsenden zahl befristet beschäftigter 
wissenschaftlicher mitarbeiter bzw. aus ihren begrenzten möglichkeiten zur mitwirkung 
in den Leitungsgremien ergeben. Die „Entkoppelung“ der akademischen Aufgaben 
lehre und Forschung hat wichtige Konsequenzen für die universitären leitungs-
strukturen (leisyte & Dee 2012). so sind durch den Rückgang der zahl der Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, die eine Vollzeitstelle innehaben und Anwärter 
auf eine Festanstellung sind, weniger von ihnen für die verschiedenen steuerungs-
organe oder akademische Senate wählbar. Der kollektive Einfluss der Professoren 
innerhalb einer einrichtung könnte daher zurückgehen, da die Rolle der Verwaltung, 
vor allem des professionellen managements, stärker wird (ebd.).

Viele Autoren sind der Ansicht, dass es aufgrund dieser entwicklungen zu Ver-
schiebungen der machtverhältnisse innerhalb der Hochschulen vom wissen-
schaftlichen Personal hin zur Verwaltung und zum professionellen management 
kommt. In mehreren untersuchungen gaben Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler an, der eigene Einfluss in der Leitung habe sich verringert, während 
derjenige der Hochschulverwaltung gewachsen sei (Cummins & Finkelstein 2009, 
zit. bei leisyte & Dee 2012).
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Die Autonomie öffentlicher Hochschulen

Traditionell verfügte das tertiäre bildungssystem der usA über ein hohes maß an 
Autonomie bezüglich der Festlegung seiner Funktion und Ausrichtung. Die Hoch-
schulen erfreuten sich einer großen Freiheit von externer Einflussnahme und Kontrolle 
(mcguinness 2005, s. 208). zugleich war die Autonomie stets an vom staat festge-
legte Zielsetzungen und Rechenschaftspflichten sowie behördliche Auflagen geknüpft.

um die vielfältigen Formen der Autonomie öffentlicher Hochschulen in den usA zu 
verstehen, ist es hilfreich, auf mcguinness‘ (2005, s. 212) Typologie der unter-
schiedlichen grade staatlicher Kontrolle zurückzugreifen. er unterscheidet zwischen

1. Hochschulen, die staatliche einrichtungen sind,
2. Hochschulen, die vom staat gesteuert werden,
3. vom staat unterstützten Hochschulen und
4. Hochschulen mit einem privatwirtschaftlich ausgerichteten steuerungsmodell.

Die Autonomie der Hochschulen ist beim privatwirtschaftlich ausgerichteten modell 
am höchsten, während die Kontrolle am stärksten und die Autonomie am wenigsten 
ausgeprägt ist, wenn die Hochschule als staatliche einrichtung geführt wird. Hoch-
schulen, die zum ersten Typus gehören, unterliegen ähnlich wie andere staatliche 
einrichtungen genauen Vorschriften. beim zweiten Typus, den vom staat gesteuer-
ten Hochschulen, wendet der staat zwar dieselbe budget- und Finanzierungspolitik 
an wie bei anderen staatlichen einrichtungen, berücksichtigt aber im Übrigen die 
hochschulspezifischen Besonderheiten. Staatlich unterstützte Hochschulen verfügen 
über eine erhebliche Autonomie gegenüber dem staat. Der staat gewährt eine Kapital-
grundlage und Förderungen und erwartet, dass ein beträchtlicher Teil der mittel über 
studiengebühren oder private zuwendungen erworben wird. schließlich können Hoch-
schulen die Rechtsform einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft haben, die ihnen 
beträchtliche Autonomie verleiht. bei diesem Typus ist eine staatliche Finanzierung 
nicht sicher, da die Mittel möglicherweise nicht direkt an die Hochschule selbst fließen, 
sondern über bildungsgutscheine oder stipendien für studierende als Ausgleich für 
studiengebühren (mcguinness 2005, s. 212). Angesichts der Komplexität und Viel-
falt, durch die sich die Typologie der öffentlichen Hochschulen in den usA auszeichnet 
(z. b. Forschungsuniversitäten versus community colleges), kann es in ein und dem-
selben bundesstaat durchaus eine Vielzahl dieser Typen geben. ebenso gibt es auch 
mischformen der oben erwähnten Typen, wobei die öffentlichen Forschungsuniversi-
täten gewöhnlich über eine größere Autonomie verfügen als öffentliche community 
colleges.

Die beziehung zwischen den bundesstaaten und ihren Hochschulen

Nach mcguinness (2005, s. 215) lassen sich drei Hauptmerkmale der staatlichen 
Kontrolle von Hochschulen unterscheiden. 

1. Der staat gesteht verschiedenen sektoren der Hochschullandschaft unterschied-
liche grade an unabhängigkeit zu: Promotionsberechtigte Forschungsuniversi-
täten sind eher „staatlich unterstützte“ Einrichtungen, während die public col-
leges und die community colleges (z. b. die university of California, das system 
der California state university und die California Community Colleges) staatlich 
kontrolliert sind.

2. Alle staatlichen Hochschulen haben den status vom staat unterstützter, öffent-
lich-rechtlicher Körperschaften, unterliegen jedoch detaillierter staatlicher Auf-

unterschiedliche  
grade der Hochschul-
autonomie 



AnAlysen & Argumente  |  Dezember 2017 | AusgAbe 287 | 13

sicht in spezifischen Bereichen wie Kapitalverwaltung oder Personalwesen (z. B. 
in North Dakota, Kentucky und im system der university of Wisconsin).

3. Die meisten staatlichen Hochschulen haben den status vom staat unterstützter, 
öffentlich-rechtlicher Körperschaften, aber manche Hochschulen genießen eine 
größere Autonomie gegenüber der staatlichen Kontrolle konkreter Abläufe. In 
diesen Fällen streben die jeweiligen staaten eine dezentralisierte steuerung und 
eine Diversifizierung von Einnahmequellen an. So können beispielsweise in 
Colorado die Hochschulen ein Abkommen mit dem staat treffen und im gegen-
zug höhere Autonomie erhalten. In maryland haben manche Hochschulen im 
Gegenzug für die Erfüllung spezifischer Rechenschaftspflichten mehr Autonomie 
zugesprochen bekommen (mcguinness 2005, s. 212).

Da staatliche Finanzierung für die einnahmen der Hochschulen eine immer geringere 
Rolle spielt, wurde angeregt, ihnen einen „privatwirtschaftlichen“ Status zu verleihen 
um die staatliche Kontrolle auf diese Weise zu minimieren (mcguinness 2005, s. 214).

zu den jüngsten Veränderungen in den leitungsstrukturen der Hochschulen gehören 
die einräumung von Autonomie bei der Festsetzung von studiengebühren und eine 
gleichzeitige beschneidung der befugnisse von staatlichen Koordinierungsstellen 
(mclendon 2003). Die literatur zeigt, dass diese Tendenz letztlich sowohl zur stärke-
ren Dezentralisierung im Verhältnis zum jeweiligen bundesstaat führte als auch 
gleichzeitig zu mehr zentralisierung bei internen entscheidungsprozessen (eckel & 
morphew 2009). Die Dezentralisierung erfolgt im Rahmen größerer Autonomie der 
Hochschulen gegenüber den staatlichen Koordinierungsstellen und ermöglicht es 
der Hochschulleitung, selbst strategische schwerpunkte für ihre einrichtungen zu 
setzen. Wenn die Hochschulleitung im zuge dessen mehr befugnisse erhält, kann 
diese Dezentralisierung jedoch zugleich zu einer zentralisierung der internen Hoch-
schulgovernance führen. Da eine größere Autonomie auch eine verstärkte Rechen-
schaftspflicht gegenüber dem jeweiligen Bundesstaat mit sich bringt, gewinnt die 
leitung vor allem durch die Anwendung verschiedener Indikatoren für Produktivität 
und Effizienz (etwa Absolventenzahlen und Auslastung des Lehrpersonals) an Auto-
rität (Dill 2001).

Im us-Hochschulwesen legen die Hochschulen selbst die Konditionen für die ein-
stellung von Personal fest: sie stellen Personal ein und entlassen es, und sie ent-
scheiden über die gehälter (die je nach Position, Hochschule und Fach sehr unter-
schiedlich ausfallen). Fachbereiche und Dekane wenden dabei normalerweise ein 
leistungsbasiertes Tenure-Track-system an, bei welchem die erfüllung festgelegter Kri-
terien als Voraussetzung für die zuteilung einer stelle und das mögliche erreichen 
einer Professur dient (leisyte & Dee 2012). zu den wichtigsten Vorschriften, an 
die sich die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler halten müssen, gehören die der 
Akkreditierungsstellen für spezifische Forschungs- und Berufsfelder, wie der Medizin, 
sowie Vorschriften für ethische standards für die Forschung am menschen. zudem 
kann das wissenschaftliche Personal einem berufsverband, wie der American 
Association of university Professors (AAuP), angehören.

Wie von der AAuP (2010) festgestellt, zeigte sich in den vergangenen Jahrzehnten 
im bereich der wissenschaftlichen Tätigkeit das scheitern des gesellschaftlichen 
Auftrags. Aus ihrer sicht erodiert das laufbahnsystem, wobei die Tendenz von unbe-
fristeten stellen mit intensiver lehrtätigkeit schwindet und vermehrt befristete stellen 
außerhalb eines planbaren laufbahnsystems vergeben werden, die ausschließlich 
Lehrverpflichtungen beinhalten. 2007 waren 70 Prozent des Lehrpersonals nicht im 
Rahmen der regulären laufbahn (Tenure-Track) angestellt. bei Neueinstellungen 
werden die stellen tendenziell eher außerhalb der regulären laufbahn vergeben 
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(ausschließlich lehre oder ausschließlich Forschung). sie sind also nicht mit einer 
Position innerhalb dieser laufbahn verknüpft, welche die Aussicht auf eine dauerhafte 
Anstellung eröffnen würde.

Die strategien der Hochschulen zur steigerung ihrer einnahmen haben zunehmend zu 
rein lehrbezogenen oder rein forschungsbezogenen Anstellungen von Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern und somit zu einer „Entkoppelung“ dieser beiden traditio-
nellen, akademischen Aufgabenfelder des akademischen Personals geführt (schuster & 
Finkelstein 2006). Rein lehrbezogene stellen werden unter anderem zur personellen 
Ausstattung neuer Programme, etwa für Fernstudien, geschaffen. gleichermaßen kann 
in bestimmten Fachbereichen und Instituten wissenschaftliches Personal mit reinem 
Forschungsauftrag angestellt werden. somit wird es dem regulären akademischen Per-
sonal ermöglicht, weiter mit den studierenden zu arbeiten, während gleichzeitig sicher-
gestellt wird, dass die Forschungskapazität der Hochschulen – welche vor allem in 
bezug auf Rankings und das Ansehen der Hochschule sehr wichtig ist – weiter wächst 
(leisyte & Dee 2012). Diese Veränderungen stehen im einklang mit dem unternehme-
rischen gedanken, denn rein lehrbezogene oder rein forschungsbezogene Anstellungen 
beruhen auf kurzfristigen Verträgen und können leicht beendet werden, wenn die ein-
nahmen der Hochschule zurückgehen. Das verschafft den Hochschulen eine größere 
Flexibilität bei der entwicklung neuer schwerpunkte und Programme. Diese entwick-
lungen weisen darauf hin, dass eine wachsende zahl von Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern in zukunft keine Anwartschaft auf eine Festanstellung mehr haben 
wird und dass ihre akademische Freiheit daher nicht mehr in demselben maße gewähr-
leistet werden kann, wie es bei früheren generationen der Fall war.

Wesentliche Trends bei der situation des wissenschaftlichen Personals in den usA 
sind die sich wandelnden Arbeitsbedingungen und die zunahme befristeter Arbeits-
verträge mit kurzen laufzeiten bzw. befristet beschäftigten akademischen Personals 
sowie die Alterung der Professorenschaft (June 2012).

ein von der Campaign for the Future of Higher education (Kampagne für die zukunft 
des tertiären bildungswesens) vorgestellter bericht (June 2012) zeigt auf, dass sich 
die schlechten Arbeitsbedingungen von befristet beschäftigten Kräften an vielen 
einrichtungen negativ auf die Qualität der lehre auswirken. Die Hochschulen stellen 
die befristet beschäftigten lehrkräfte oft erst kurz vor beginn der unterrichtsperiode 
ein, sodass diesen nicht hinreichend zeit bleibt, ihre Kurse zu planen. ein mangel 
an Ressourcen (wie büroräume, Computer, bibliotheken und Vorgaben für die 
lehrinhalte) wirkt sich ebenfalls negativ auf die Qualität ihres unterrichts aus 
(June 2012).

Die beziehungen zwischen Hochschulen und staatlichen stellen haben sich in den 
vergangenen Jahren im Hinblick auf Finanzierung, Rechenschaftspflicht und Autonomie 
beträchtlich verändert. Die Regierungen der bundesstaaten stehen bei der Finanzierung 
der öffentlichen Hochschulen nicht mehr an erster stelle. Während die bundesstaaten 
den öffentlichen Hochschulen eine höhere eigenständigkeit bei der Festsetzung von 
studiengebühren und der erschließung von einnahmequellen zubilligen, haben sie 
auch neue Standards im Hinblick auf die Rechenschaftspflicht und die Leistungs-
bewertung eingeführt, die von den Hochschulen einzuhalten sind. Dieser zwang zur 
erschließung von einnahmequellen und zur Rechenschaftslegung wiederum nötigt 
die Hochschulen zur Anwendung von stärker marktbestimmten strategien (eckel & 
morphew 2009; slaughter & Rhoades 2004), zu höheren Anstrengungen bei der 
einwerbung nationaler Forschungsmittel und zu einer stärkeren Teilnahme an der 
entwicklung von Produkten für die Wirtschaft sowie an Initiativen zur wirtschaft-
lichen Verwertung von Forschungsergebnissen (geiger 2006).
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Wie oben festgestellt, haben die bundesstaaten ihren relativen Anteil an der Finanzie-
rung der Hochschulen reduziert. Der Rückgang staatlicher unterstützung im tertiären 
bildungssystem ist Komponente einer wachsenden Tendenz zur Privatisierung.

Da die Bundesstaaten ihre finanziellen Aufwendungen für das Hochschulwesen redu-
ziert haben, nimmt die Politik zunehmend Abstand von Prinzipien zentralisierter 
steuerung und Kontrolle. Im Hinblick auf die Dezentralisierung der leitungsstrukturen 
von Hochschulen haben manche staaten die befugnisse ihrer Koordinationsgremien 
eingeschränkt (mclendon 2003). Dies stellt eine bedeutsame Veränderung in der 
staatlichen Hochschulpolitik dar. Die entwicklung zur massenuniversität nach dem 
zweiten Weltkrieg veranlasste viele staaten zur schaffung integrierter leitungs-
gremien oder staatlicher Koordinierungsstellen, mit denen die Wirtschaftlichkeit und 
Effizienz in der Ressourcennutzung gestärkt sowie die hochschulübergreifende Planung 
gefördert werden sollten. Der kalifornische masterplan von 1960 steht beispielhaft 
für eine zentralisierte, den gesamten staat umfassende Koordination zwischen der 
university of California, der California state university und dem system der California 
Community Colleges. solch zentralisierte Abstimmung wurde nun geschwächt, um 
einzelnen öffentlichen Hochschulen stärkere Autonomie zu gewähren (Dee 2006; 
Dill 2001).

Implikationen der Autonomie

Nach eckel & morphew (2009) können quasi-marktförmige bedingungen und eine 
größere Autonomie der Hochschulen paradoxerweise sowohl zu mehr zentralisierung 
(in den internen strukturen der Hochschulleitung) als auch zu mehr Dezentralisierung 
(im Verhältnis zum staat) führen. Hier ist Chandlers (1962) klassische unterscheidung 
zwischen strategischen und taktischen entscheidungen hilfreich. strategische ent-
scheidungen betreffen die Festlegung langfristiger ziele für eine Organisation, während 
es bei taktischen entscheidungen darum geht, wie die Organisation ihre zielsetzungen 
realisiert. strategische entscheidungen können in stärkerem maße zentralisiert wer-
den, wenn die Leitungen der Hochschulen spezifische Strategien zur Erhöhung der 
einnahmen und zur Verbesserung des Prestiges der Hochschule erarbeiten wollen. 
Taktische Entscheidungen wiederum können im Sinne von Clarks (1998) „erweiter-
ter Entwicklungsperipherie“ (expanded developmental periphery) dezentralisiert 
werden, wobei Forschungsinstitute, interdisziplinäre zentren, Abteilungen für Fern-
studien, Technologietransferstellen und andere unternehmerisch geprägte einheiten 
selbst darüber bestimmen können, wie sie ihr zusammenspiel mit externen Res-
sourcenlieferanten gestalten. 

ein ähnliches quasi-marktwirtschaftliches Paradox könnte im bereich der bundes-
staatlichen leitung entstehen. Wie mclendon (2003) feststellt, ist eine Privatisierung 
oft mit der schwächung bundesstaatlicher Koordinierungsstellen und einer Reduktion 
staatlicher Aufsicht über die öffentlichen Hochschulen verbunden. eine solche Konstel-
lation kann die Autonomie der Hochschule erweitern und der Hochschulleitung mehr 
befugnisse im Hinblick auf die strategischen zielsetzungen der jeweiligen einrichtung 
verschaffen. eine Dezentralisierung auf der ebene des bundesstaates oder des sys-
tems könnte also zu einer zentralisierung interner Hochschulgovernance führen, 
wenn die administrative leitung der Hochschule durch eine Reduktion der staatlichen 
Aufsicht gestärkt wird. Außerdem sind im zuge dieser neuen Dezentralisierungspolitik 
oftmals aufsichtsrechtliche maßnahmen vorgesehen, welche von den Hochschulen 
umzusetzen sind und die dazu dienen, die Wirtschaftlichkeit und Effizienz der Einrich-
tung anhand diverser Indikatoren zu überprüfen, zu denen beispielsweise die Absol-
ventenzahlen und die Auslastung des lehrpersonals gehören (Dill 2001). Durch neue 

Autonomie und  
Privatisierungs- 
strategien



AnAlysen & Argumente  |  Dezember 2017 | AusgAbe 287 | 16

Richtlinien zur Rechenschaftspflicht könnte die Rolle der Verwaltung auf Kosten der 
entscheidungsbefugnis des wissenschaftlichen Personals in akademischen belangen 
gestärkt werden. Von den bundesstaaten eingeführte neue Regelwerke zur Rechen-
schaftspflicht ermächtigen die Hochschulverwaltung dazu, die Arbeitsauslastung und 
-leistung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zu beobachten und zu 
evaluieren (Alexander 2000). einige Autoren argumentieren deshalb, die Privatisie-
rung staatlicher Hochschulen habe zu einer wachsenden managementzentrierung 
(managerialism) geführt (Bess 2006), die das wissenschaftliche Personal zu „gelenk-
ten Fachleuten“ (managed professionals) mache, die einer stärkeren Aufsicht durch 
verschiedene stellen unterlägen (Rhoades 1998).

Implikationen für die akademische Arbeit

Die Auswirkungen dieser Veränderungen auf die akademische Arbeit im u.s. Hoch-
schulsystem sind beträchtlich. Während eine zentralisierte steuerung durch den staat 
mit geringeren studiengebühren, einem leichteren zugang zum studium und einer 
stärkeren gewichtung des lehrbetriebs einhergeht, hat die Dezentralisierung staat-
licher steuerung zu höheren studiengebühren und einer Priorisierung des Forschungs-
betriebs, vor allem hinsichtlich der einwerbung von Drittmitteln und Forschungs-
verträgen, geführt (berger & Kostal 2002; Knott & Payne 2004; lowry 2007).

seit den frühen 1980er Jahren ist die akademische Arbeit unternehmerischer 
geworden und unterliegt stärkerer externer Kontrolle (slaughter & leslie 1997). 
Während sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auch weiterhin intensiv mit 
der Vermittlung breit angelegter grundlagenwissenschaft beschäftigen, erstrecken 
sich ihre Verantwortungsbereiche nun auch auf kurzfristige Projekte, deren schwer-
punkt auf spezifischen gesellschaftlichen Fragestellungen oder kommerziellen 
Anwendungen liegt. Da die Hochschulen stark auf externe einnahmequellen für den 
Forschungsbetrieb angewiesen sind, könnten sich Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler genötigt sehen, ihre Forschungsabsichten und Forschungsthemen in einer 
Weise neu zu gestalten, die den Vorstellungen der Finanziers und der Wirtschaft 
entspricht. zudem unterliegt die akademische Arbeit nun einer stärkeren Aufsicht 
durch das management, und das wissenschaftliche Personal muss seine Arbeitsweise 
den Vorgaben von Hochschulverwaltung, Kuratoren oder staatsbeamten anpassen. 
so argumentiert Rhoades (1998), dass das administrative management die vormals 
autonomen lehr- und Forschungsaktivitäten durch organisatorische Vorgaben in regu-
lierte Arbeitsprozesse transformiere (leisyte & Dee 2012).

Paradoxerweise könnte jedoch gerade der stärkere Einfluss externer Akteure auf 
die gestaltung akademischer Arbeit dem wissenschaftlichen Personal neue Chancen 
eröffnen, Veränderungen in der gesellschaft überhaupt herbeizuführen. Durch Partner-
schaften mit staat und Wirtschaft können Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
ihre Arbeit vor allem dann mit öffentlichen belangen verknüpfen, wenn es um soziale 
und wirtschaftliche Fragestellungen geht (Tierney 2006). Die Tendenz zu einer unter-
nehmerischen und kommerziellen Perspektive in der Forschung hat zudem die bedeu-
tung interdisziplinärer und gemeinschaftlicher Ansätze in der akademischen Arbeit 
unterstrichen (Kezar & lester 2009, zit. bei leisyte & Dee 2012).

Darüber hinaus hat der von Vertretern der Aufsichtsgremien und Regierungen im Hin-
blick auf Rechenschaftspflicht und Effizienz ausgeübte Druck die Hochschulen zur 
erarbeitung strategischer Pläne veranlasst, mithilfe derer die interne mittelverteilung 
mit den zielsetzungen der Hochschule in einklang gebracht werden soll (Keller 
1983; zemsky, Wegner & massy 2005). Obwohl strategische Pläne in Abstimmung 
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mit dem wissenschaftlichen Personal entwickelt werden können, gehen sie normaler-
weise auf die Arbeit des Hochschulmanagements zurück, dessen Einfluss gewachsen 
ist. somit kann argumentiert werden, die stärkung administrativer befugnisse sei 
zu lasten der macht des wissenschaftlichen Personals gegangen (burgan 2006; 
Rhoades 1998). Der Machtzuwachs der Hochschulleitung könnte den Einfluss der 
akademischen gemeinschaft auf die interne steuerung der Hochschulen in zukunft 
noch weiter schwächen (bess 2006, zit. bei leisyte & Dee 2012).

ergebnisse und empfehlungen

Wie sich an den jüngsten entwicklungen der staatlichen Hochschulen in den usA 
ablesen lässt, hat einerseits eine Verlagerung interner entscheidungsprozesse hin 
zu einem stärkeren Einfluss der Hochschulleitung stattgefunden, während die Fach-
bereiche andererseits weiterhin eine starke stellung innehaben. gleichzeitig gibt 
es einen Trend zur schaffung peripherer zentren und interdisziplinärer einheiten, 
die parallel zu den herkömmlichen Fachbereichsstrukturen angesiedelt sind. Diese 
strukturelle Differenzierung ist ein Beispiel für sogenannte „Ambidextere“, d. h. 
zweigleisig arbeitende Organisationen, die sowohl der exploration im sinne von 
(grundlagen-)Forschung als auch der wirtschaftlichen Nutzbarmachung von For-
schungsergebnissen gleichzeitig Raum geben (leisyte 2015). Es empfiehlt sich folg-
lich, die Flexibilität der Strukturen in den deutschen Hochschulen zu erhöhen, um 
die Silo-Mentalität der einzelnen Fachbereiche zu überwinden und mehr Anreize für 
ein Zusammenwirken verschiedener Disziplinen zu schaffen, sodass ein Kulturwan-
del stattfinden kann.

Das Prinzip der gemeinsamen steuerung ist in den verschiedenen Arten von Hoch-
schulen in den us-bundesstaaten unterschiedlich stark ausgeprägt. Dieses Prinzip 
bestimmt maßgeblich die professionelle Organisation einer Hochschule. Innovation 
wird gehemmt, wenn von oben nach unten verlaufende entscheidungsprozesse an 
Hochschulen auf Widerstände treffen, die oftmals von unten kommen. eine mischung 
beider Richtungen bei der internen Hochschulgovernance scheint das erfolgverspre-
chendste modell für eine Förderung von Innovation und Wandel an den Hochschulen 
zu sein (Dee 2016; leisyte 2016; Wilkesmann 2016). Es erscheint deshalb empfeh-
lenswert, sicherzustellen, dass „von unten“ ausgehende Initiativen für einen Wandel 
an deutschen Hochschulen anerkannt, kommuniziert und über die eigene Hochschule 
hinaus verbreitet sowie durch einen Dialog zwischen wissenschaftlichem Personal und 
Hochschulleitung institutionalisiert werden.

zentralisierung und Dezentralisierung müssen austariert werden, um die Autonomie 
der Hochschule einerseits und ihre Rechenschaftspflicht gegenüber dem Staat anderer-
seits zu sichern. In den deutschen Bundesländern ist die Rechenschaftspflicht stark 
verankert, während die institutionelle Autonomie der Hochschulen eher begrenzt ist. 
Es ist für die deutschen Bundesländer empfehlenswert, den Hochschulen größere 
Freiräume in ihrer Arbeit zu gewähren und die Professionalisierung des Leitungsperso-
nals zu fördern, um die Leistungsfähigkeit der jeweiligen Hochschulen zu gewähr-
leisten. Dadurch werden die Hochschulen in die Lage versetzt, externen Anforde-
rungen zu genügen und interne Veränderungen zu fördern. 

Obwohl es im amerikanischen Hochschulsystem immer mehr befristete stellen gibt, 
spielen das Tenure-Track-system sowie eine Differenzierung der löhne und gehälter 
an den öffentlichen Hochschulen in den usA eine wichtige Rolle für die gewinnung 
talentierter Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Die deutschen Hochschulen 
sollten nach Wegen suchen, ein Laufbahnsystem (Tenure-Track-System) einzurichten, 
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das leistungsbezogene Vereinbarungen ermöglicht und fähigem Personal einen klar 
strukturierten Weg hin zu einer Professur (W3) eröffnet.

Das amerikanische system hat im laufe der Jahre eine stark professionalisierte 
Hochschulverwaltung entwickelt, die das wissenschaftliche Personal bei der Verwer-
tung der Forschungsergebnisse, der erschließung externer einnahmequellen sowie 
der Verbesserung der studienbedingungen unterstützt. Die Hochschulen in Deutsch-
land sollten ihrem wissenschaftlichen Personal mehr professionelle Unterstützung 
im Hinblick auf die Erschließung und Verwaltung externer Finanzierungsmöglichkeiten 
für wettbewerbsfähige Forschung bieten. Sie sollten den Lehrbetrieb stärker adminis-
trativ unterstützen und zugleich neue Pfade bei der Verwertung der Forschungs-
ergebnisse beschreiten.

1| Nach NCES: https://nces.ed.gov/programs/digest/d16/tables/dt16_303.10.asp?current=yes  
[letzter Aufruf: 02.10.2017].

2| NCES: https://nces.ed.gov/programs/digest/d16/tables/dt16_317.10.asp?current=yes [letzter Auf-
ruf: 02.10.2017].

3| American Association of State Colleges and Universities.
4| Das Bayh-Dole-Gesetz räumt in den Vereinigten Staaten Einrichtungen, an denen Forschungsar-

beiten mithilfe von Bundesmitteln durchgeführt werden, das Recht zur Verwertung der Forschungs-
ergebnisse ein.
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